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1   Vorwort 
 
 
Die folgende Arbeitsmaterialie informiert 
über Erfahrungen, die mit der neuen Me-
thode des Bürger- und Beteiligungshaus-
halts in Kommunen in Baden-Württemberg 
gemacht wurden. Darüber hinaus enthält 
sie weitere Informationen und Tipps zu 
dieser neuen Form der Bürgerbeteiligung. 
 
Das Thema Bürger- und Beteiligungs-
haushalt kam über einzelne Pilotkommu-
nen hinaus in Baden-Württemberg 2003 
stärker in die Diskussion. Eine Rundreise 
von Vertretern der zu diesem Thema 
weltweit anerkannten Pionierkommune 
Porto Alegre aus Brasilien brachte ein er-
höhtes Interesse und stieß in weiteren 
Gemeinden Aktivitäten an. 
 
Das Agenda-Büro der Landesanstalt für 
Umweltschutz Baden-Württemberg führte 
daraufhin zusammen mit der Landeszent-
rale für politische Bildung, der Kontaktstel-
le für Umwelt und Entwicklung KATE und  
InWEnt (Internationalen Weiterbildungs- 
und Entwicklung gGMBH ) im Juli 2004 
eine Veranstaltung „Bürgerhaushalt in Ba-
den-Württemberg“ durch. Dort wurden die 
vier kommunalen Praxisbeispiele Rhein- 
stetten, Nürtingen, Esslingen und Plei-
delsheim mit ihren Erfahrungen vorge-
stellt, die auch in dieser Arbeitsmaterialie 
ausführlich geschildert werden. 
 
Diese Beispiele und das hier zusätzlich 
aufgenommene Beispiel Emmendingen 
zeigen vor allem,  dass der Bürger- und 
Beteiligungshaushalt in sehr unterschiedli-
chen Ausprägungen angewendet wird: Am 
längsten und umfassendsten erfolgt bisher 
die Umsetzung in Rheinstetten, wo auch 
die meisten Erfahrungen vorliegen. Ess-
lingen und Nürtingen benötigen mit ihren 
spezifischen Umsetzungen entsprechen-
de Rahmenbedingungen. Der „ Esslinger 
Haushalt im Dialog“ läuft mit entsprechen-
der externer Beratung vor allem über das 
Internet. In Nürtingen behandelt eine  

 
 
 
 
Haushaltswerkstatt ein Schwerpunktthema 
im Rahmen des Bürgerschaftlichen Enga-
gements. In Pleidelsheim werden mit den 
Möglichkeiten einer kleineren Kommune 
mit 6200 Einwohnern besonders die Priori-
täten der Bevölkerung festgestellt. 
In der Spannbreite der hier ausführlich 
dargestellten Beispiele und Erfahrungen 
finden andere Kommunen gute Anhalts-
punkte, wie sie am besten vor Ort den 
Bürger- und Beteiligungshaushalt angehen 
können. Die Stadt Karlsruhe führte bei-
spielsweise Anfang 2005 eine Informati-
onsveranstaltung zum kommunalen Haus-
halt für Interessierte durch.  Dies kann ein 
Einstieg in Kommunen sein. 
 
Über die fünf kommunalen Beispiele hin-
aus enthält die Arbeitsmaterialie noch wei-
tere wichtige Informationen und Quellen 
zum Bürgerhaushalt. Ein Interview mit 
einem der Pioniere auf diesem Gebiet, 
dem Rheinstettener Oberbürgermeister 
Gerhard  Dietz, fasst ferner die wichtigsten 
Erfahrungen und Tipps aus Sicht eines 
Praktikers für Einsteiger zusammen. 
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einer „Gesamtbilanz“ dargestellt. Des weiteren 
wurde das ca. 400 Seiten umfassende 
Zahlenwerk so aufbereitet, dass ein Überblick 
über die Struktur der Ausgaben und Ein-
nahmen gegeben wurde. Bestimmte Bereiche 
(Feuerwehr, Stadtbücherei, Badeeinrichtungen, 
Rheinfähre und Forst) wurden näher in Wort, 
Bild und Zahlen erläutert. Vor allem wurde 
darauf geachtet, dass „Fachchinesisch“ zu 
vermieden und finanztechnische Vorgänge 
bzw. Begrifflichkeiten bürgerfreundlich erklärt 
werden.  
 
Im Fragebogen wurden die Bürger zu den An-
geboten dieser besonders herausgegriffenen 
Bereiche befragt (…wird die Einrichtung be-
nötigt? …wie wird die Einrichtung genutzt? 
…wie wird die Leistung der Einrichtung be-
urteilt?) und um Vorschläge zu Finanzie-
rungsmöglichkeiten gebeten. Die Antworten 
des Fragebogens wurden ausgewertet und 
dem Stadtrat für die Beratungen als Diskus-
sionsgrundlage des Haushaltsplans zur Ver-
fügung gestellt.  
 
 
WIE WURDE DISKUTIERT? 
 
Mit einer Auftaktveranstaltung und mehreren 
Veranstaltungen an verschiedenen Orten (z. B. 
auf dem Wochenmarkt, in der Schule, im 
Hallenbad, im Seniorenzentrum und in der 
Stadtbücherei) wurden die interessierten 
Bürger/-innen informiert und wurde ihnen die 
Gelegenheit gegeben mit den Verantwortlichen 
zu diskutieren. Bei diesen Veranstaltungen 
wurden ca. 550 Bürger/-innen erreicht. Der 
Dialog mit ihnen war sehr konstruktiv und die 
Bürger/-innen waren dankbar über die dar-
gestellten Informationen und die angebotenen 
Diskussionsplattformen.  
 
 
WIE GING ES WEITER? 
 
Im Folgejahr wurde der Bürgerhaushalt in der 
gleichen Weise durchgeführt. Diesmal waren 
Kinder-/Jugendarbeit, Abwasser- und Abfall-
beseitigung die Bereiche, die den Bür-
ger/-innen näher erläutert wurden. Für den 

Bürgerhaushalt 2003 wurde eine etwas 
weniger umfangreiche Broschüre erstellt und 
es wurden „nur“ zwei Informationsveranstal-
tungen durchgeführt. Die näher erläuternden 
Bereiche waren Kindergärten, Mehrzweck-
hallen und Strom-/Gasversorgung. Auch im 
vierten Jahr in Folge präsentiert Rheinstetten 
einen Bürgerhaushalt. Das diesjährige Bür-
gerhaushaltsverfahren beinhaltet jedoch einige 
Änderungen. Neu ist zunächst das äußere 
Erscheinungsbild. Der Gemeinderat hatte 
unterjährig beschlossen, dass für das Haus-
haltsjahr 2004 ein Bürgerhaushalt erstellt wer-
den darf, aber die Kosten hierfür (Personal- wie 
auch Sachkosten) sollten reduziert werden. 
Aus diesem Grunde wurde auf den Druck einer 
Broschüre/Zeitung mit flächendeckender Ver-
teilung verzichtet. Da aber die Information über 
den städtischen Haushaltsplanentwurf ein 
wichtiger Bestandteil des Bürgerhaushalts-
verfahrens ist, wurde Informationsmaterial 
zusammengestellt. Diese Informationsschriften 
stehen zum Download bereit bzw. sind in den 
Rathäusern erhältlich. Auch wurde auf An-
regung des Gemeinderates auf separate 
Veranstaltungstermine wie z.B. das eingeführte 
Marktplatzgespräch verzichtet. Stattdessen 
wurden die Beratungen über den städtischen 
Haushaltsplanentwurf alle öffentlich durchge-
führt und im Stadtanzeiger entsprechend 
eingeladen. Verzichtet wurde ebenfalls auf 
einen eigens erstellten Fragebogen. Den 
Bürger/-innen wird die Möglichkeit gegeben, 
sich direkt während den Etatberatungen über 
den städtischen Haushalt einzubringen.  
 
 
WIE HOCH WAREN DIE KOSTEN? 
 
Als Kosten entstanden der Stadt für die Aufbe-
reitung und den Druck der Broschüre circa 
6000 Euro. Die angefallenen Arbeitskosten der 
Verwaltung, deren Mitarbeiter sich engagiert 
beteiligten, werden mit circa 5000 Euro be-
ziffert (geschätzt für den Bürgerhaushalt 2003). 
 
 
 
 
 

AUSBLICK 

Der Bürgerhaushalt soll in Rheinstetten auch wei- 
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terhin erstellt werden. Die dargestellten 
Eckpfeiler des Verfahrens werden beibehalten. 
Die Akteuere hoffen, dass in den folgenden 
Verfahren noch mehr Bürger/-innen aktiv in den 
Diskussionsprozess einbezogen werden kön-
nen, denn noch immer gibt es viel zu geringe 

Kenntnisse über die Vorgänge in der 
Kommunalverwaltung. Eine lokale Agenda 21-
Gruppe übernimmt derzeit die Auswahl der 
ausführlicher zu diskutierenden Bereiche.  
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5 Wie wird ein Bürger- und Beteiligungshaushalt umgesetzt ? 
 
 
Die in diesem Kapitel aufgeführten Um-
setzungsvorschläge geben weitgehend die 
Ergebnisse und Erfahrungen aus den beiden 
Modellprojekte in Deutschland (siehe Seite 8) 
wieder, die auch in sehr empfehlenswerten 
Leitfäden zusammengefasst wurden. In diesen 
Leitfäden sind noch mehr weiterführende 
Erläuterungen, wertvolle Tipps und nützliche 
Praxisbeispiele zu finden (siehe Seite 33). Es 
soll jedoch an dieser Stelle betont werden, 
dass es einen „Königsweg“ für einen 
Bürgerhaushalt nicht gibt. Immer wird es 
notwendig sein die Situation vor Ort 
berücksichtigt werden. Die wichtigste Frage 
dabei ist: wie kann ich effizient möglichst viele 
Bürger informieren und zur Teilnahme 
motivieren?  
 
 
5.1 Voraussetzungen  
 
Die wichtigste Voraussetzung für die 
erfolgreiche Durchführung eines Bürger-
haushalt ist der Wille der kommunalen Spitze: 
der (Ober-)Bürgermeister muss „Promoter“ des 
Vorhabens sein. Auch wird ohne die 
Unterstützung der Politik und der Bereitschaft 
der Mitarbeiter/-innen der Verwaltung die 
Umsetzung des Bürgerhaushalt kaum gelingen. 
Eine effektive Zusammenarbeit von Politik und 
Verwaltung erhöht die Akzeptanz bei der 
Βürgerschaft und damit die Erfolgsaussichten 
des Bürgerhaushalts. 
 
Da der Rat für die finanziellen Belange der 
Kommune verantwortlich ist, erfolgt die Ein-
führung des Bürgerhaushalt auf der Basis 
eines Ratsbeschlusses. Dieser sollte möglichst 
einstimmig gefasst werden. Wichtig ist, dass 
die Gemeinderäte rechtzeitig über die Vor-
gehensweise sowie die zu erwartenden 
finanziellen und personellen Kosten informiert 
werden. Auch nach dem der Bürgerhaushalt 
beschlossen wurde, sollten die Ratsmitglieder 
bzw. Fraktionsmitglieder an allen Umsetzungs-
phasen des Bürgerhaushalts beteiligt sein. 

Erfahrungen mit Bürgerbeteiligungsverfahren 
sind für die Durchführung eines Bürgerhaus-
halts von großem Vorteil. Frühzeitige Ge-
spräche mit den Verantwortlichen von Kom-
munen, die einen Bürgerhaushalt schon 
durchgeführt haben (siehe Adressen Seite 30) 
oder das Hinzuziehen von externer Unter-
stützung ist hierbei hilfreich. Wie die 
Gemeindevertreter müssen auch die Mitarbei-
ter/-innen der Verwaltung über den Bür-
gerhaushalt informiert und für die Unterstüt-
zung des Verfahrens gewonnen werden. Sie 
sind vielfach die Ansprechpartner der 
Bürger/-innen und werden damit zu wichtige 
Multiplikatoren. Mit dem Bürgerhaushalt kom-
men auch zusätzliche Anforderungen und Auf-
gaben auf die einzelnen Verwaltungsstellen zu, 
die intern geklärt werden müssen. Eine 
aufgeschlossene Finanzverwaltung ist für die 
thematische Aufbereitung der Haushaltsinfor-
mationen sehr wertvoll. 
 
 
5.2 Vorbereitung / Information 
 
5.2.1 Gemeinderat  

Der im Vorfeld gründlich informierte Gemein-
derat (siehe Voraussetzungen, Kapitel 5.1) 
beschließt den Entwurf des Haushaltsplanes 
und die Durchführung eines Bürgerhaushalts. 
Spätestens jetzt sollte der Verwaltungschef den 
Ratsmitgliedern die aktive Mitarbeit bei der 
Durchführung des Verfahrens anbieten. An der 
Vorbereitung sollten möglichst Ratsmitglieder 
aus allen im Rat vertretenen Fraktionen an der 
Vorbereitung beteiligt sein. Eine gemeinsame 
Arbeitsgruppe von Ratsmitgliedern und Ver-
waltung sollte im Vorfeld die Inhalte der 
Informationsschriften, Fragebögen und den 
Ablauf der Bürgerveranstaltungen abstimmen 
und vorzubereiten.  
 
5.2.2 Verwaltung 

Die Information der Verwaltungsmitarbeiter 
kann in Form einer eigens einberufenen 
Mitarbeiterversammlung, einer schon zeitlich 
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 Information Konsultation Rechenschaft 

Inhalte  Überblick über den 
Gesamthaushalt und 
einzelne Bereiche 

Diskussion über den 
Gesamthaushalt oder 
einzelner Bereiche mit 
der Bürgerschaft 
Prioritäten einzelner 
Investitionsvorhaben 
oder Sparvorhaben 

Information darüber welche 
Vorschläge der Bürger-
schaft berücksichtigt wurden 
und welche nicht und aus 
welchen Gründen  

Maßnahmen Broschüren, Hand-
reichungen (Flyer), 
Infostände, Internet, 
Inforundgänge, Anzei-
gen, (Presse-) Artikel, 
Vorträge, Seminare, 
Schulungen 

Befragungen, Bürger-
versammlung oder -foren 
(schriftlich, Internet) 
Telefoninterviews, Hot-
line, Dialogkarten per 
Post o.a. 

Broschüren/Flyer („…so hat 
die Stadt entschieden…“, 
Internet, persönliche An-
schreiben, Amtsblatt, 
Informationsveranstaltungen

Tab.: Kommunaler Bürgerhaushalt. Ein Leitfaden für die Praxis, Bertelsmann-Stiftung, Innenministerium des 
         Landes Nordrhein Westfalen, 2004 

 
Inhalte und Maßnahmen des Bürgerhaushalts 

festgelegten Personalversammlung und/oder 
durch internen Schriftverkehr bzw. Mitar-
beiterzeitung oder Intranet erfolgen. Dann 
sollte geklärt werden, wer federführend für die 
Vorbereitung und Durchführung des Bür-
gerhaushalts ist. Es empfiehlt sich, einen 
Projektverantwortlichen zu bestimmen, der 
dann auch als Ansprechpartner für die Politik 
und die Bürgerschaft fungiert. Meist kommen 
hierbei aufgrund der Fachkompetenz Mitar-
beiter/-innen der Kämmerei in Frage. Weiterhin 
sollte dann abgestimmt werden, welche 
anderen Bereiche der Verwaltung die 
Kämmerei bei ihrer Arbeit unterstützen können. 
Insbesondere bei der genauen Darstellung 
eines Themas oder Fachbereichs ist es 
notwendig, die betroffenen Führungskräfte, 
Ämter und Fachbereiche in die Aufbereitung 
der Daten mit einzubinden. Eine bereichsüber- 
greifende Arbeitsgruppe bestimmt dann 

 
- die Meilensteine und die einzelnen 

Zeitpunkte des Verfahrens 

- welche Haushaltsinformationen wie 
aufbereitet werden 

- welche Themen genauer behandelt 
werden  

- welche Verwaltungsmitarbeiter an den 
Informationsveranstaltungen teilnehmen 

- wer sich um die Auswertung der 
Befragung kümmert 

 
Bei der Festlegung des Zeit- und Aufga-
benplanes sollte eine enge Verknüpfung zum 
Sitzungsplan hergestellt werden, um zu ge-
währleisten, dass die Gemeindevertreter aus-
reichend Zeit und Möglichkeiten haben sich mit 
den Bürgermeinungen auseinander zu setzen.  
 
Auch der Finanzierungsrahmen des Projektes 
ist zu berücksichtigen. Neben den Perso-
nalkosten für die Verwaltung entstehen auch 
Sachkosten zum Beispiel für den Druck der 
Informationsbroschüren, der Fragebögen, ggf. 
für Grafik und Layout der Veröffentlichungen, 
Portokosten oder Kosten für Anzeigen, Raum-
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Leitfragen für die 
Informationsphase: 
 

• Woher bekommt die Stadt ihr 
Geld? 

• Wofür gibt sie es aus? 
• Welche Schwerpunkte sind mit 

der Budgetverteilung gesetzt? 
• Wie ist die finanzielle Lage 

insgesamt? 
• Welche Handlungsmöglichkeiten 

hat die Kommune? 

mieten für die Informationsveranstaltungen     
u. a.  
 
5.2.3 Bürgerschaft 

Verständliche, aussagekräftige und über-
sichtliche Informationen zum Haushalt bilden 
die notwendige Grundlage, um mit den Bürgern 
in eine Diskussion einzusteigen. Die Bür-
ger/-innen sollen darüber informiert werden, 
woher die Kommune das Geld bekommt, wofür 
sie es ausgibt und welche Schwerpunkte es im 
Haushalt gibt. Außerdem sollte die finanzielle 
Gesamtsituation der Kommune dargestellt 
werden und aufgeklärt werden, welche Hand-
lungsspielräume bestehen. Der Rahmen für die 
Informationen bilden längerfristige Ziele und 
Strategien der Kommune wie z. B. die Ein-
beziehung von Agenda 21-Prozessen. Für den 
Beginn des Beteiligungsprozesses kann es 
ausreichend sein, Teilbereiche des Haushalts 
(Ressortbudgets) detailliert darzustellen, um 
den Einstieg in die komplizierte Materie zu 
erleichtern. 
 
Für die Informationen stehen verschiedene 
Maßnahmen zur Verfügung (siehe Tabelle 
Seite 22).  
 

Sinnvoll ist es die Informationen über eine 
Broschüre bzw. einen „Flyer“ und mehreren 
Anzeigen in der Tageszeitung weiter zu geben.  
Auch das Internet und das Angebot von 
Informationsveranstaltungen (Vorträgen, Semi-

nare, etc.) leisten bei der Informations-
weitergabe wertvolle Dienste. Das Internet 
sollte bei der Durchführung eines Bürger-
haushalt auf jeden Fall genutzt werden, da es 
die Chance bietet den interessierten Bür-
ger/-innen viele Informationen schnell und 
kostengünstig zur Verfügung zu stellen. 
Insgesamt ist zu beachten, dass möglichst 
viele unter-schiedliche Instrumente eingesetzt 
werden, damit eine Vielzahl von Bürger/-innen 
und die unterschiedlichsten Zielgruppen er-
reicht werden.  
   
Bei der Visualisierung der Informationen helfen 
Diagramme, Tabellen, Grafiken, Fotos und/ 
oder Pläne. Es empfiehlt sich auch Fach begrif-  
fe in einem sogenannten „Haushalts-ABC“ 
näher zu erklären. Ein Vorwort des (Ober-) 
Bürgermeisters ist ein Muss in jeder Haus-
haltsbroschüre. Mit „Feed-back-Elementen“ wie 
Fragebögen oder Antwort-Coupons erhält man 
wertvolle Verbesserungsvorschläge und An-
regungen. Von Bedeutung sind auch Hinweise 
auf wichtige Termine im Rahmen des Bürger-
haushaltsverfahren.  
 
Im besten Falle wird der Rechenschaftsbericht 
über den verabschiedeten Haushalt schon zum 
Startschuss für den neuen Beteiligungs-       
prozess. So wird der Bürgerhaushalt zu einem 
kontinuierlichen Prozess, seine Aufstellung 
wird zur „Routine“.  
 
 
5.3 Konsultation und Anhörung  
          der Bürger/-innen 
 
Die verschiedenen Methoden mit der 
Bürgerschaft in einen Dialog zu treten bzw. sie 
anzuhören kann man in zwei Gruppen 
aufteilen. Zum einen Veranstaltungen, zu 
denen die Bürger/-innen eingeladen werden 
und zum anderen direkte Befragungen, die 
schriftlich oder mündlich durchgeführt werden 
können. Die zeitliche Durchführung der 
Veranstaltungen sollte nach der Einbringung 
des Haushaltsentwurfes in den Rat und vor der 
Behandlung durch die Ausschüsse erfolgen. 
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Vorteile von standardisierten 
Fragebögen: 
 

• Verschiedene Fragestellungen 
können gleichzeitig erhoben werden 

• Schnelle Datenaufbereitung für den 
Rat 

• und die öffentliche 
Rechenschaftslegung 

• Präzise Ergebnisse 
• Geringer Zeitaufwand für den Bürger 

beim Ausfüllen 
• Einfach auszuwerten 

5.3.1 Veranstaltungen  

Als Veranstaltungsarten kommen in Frage: 
 

• Bürgerversammlungen 
• Themenbezogene Veranstaltungen 
• Bürgersprechstunden 
• Marktgespräche 
• Themenwochen u.ä. 

 
Die Entscheidung welche Veranstaltungsart 
gewählt wird hängt jeweils von den örtlichen 
Gegebenheiten ab. Dies gilt auch für die Frage, 
ob z. B. nur eine zentrale Veranstaltung zu 
einem bestimmten Schwerpunkthema erfolgt 
oder mehrere dezentrale Veranstaltungen zu 
mehreren Themen durchgeführt werden. Ziel 
einer Veranstaltung muss jedoch immer sein, 
von möglichst vielen Bürger/-innen eine 
Rückmeldung über die Hauhaltspläne zu 
erhalten. Deshalb ist es auch wichtig, dass 
während der Veranstaltung die Möglichkeit 
besteht, Fragen zu stellen und Anregungen 
weiter zu geben. Vor allem sollten in den 
Veranstaltungen deutlich werden welche 
Prioritäten die Bürgerschaft bei der Haus-
haltsaufstellung und bei den Sparmaßnahmen 
haben. 
 
Stadtrundfahrten oder Stadtrundgänge können 
eine sinnvolle Ergänzung zu den schon 
erwähnten Informationsmaßnahmen sein. An 
verschiedenen Stationen wie Feuerwehr, 
Sporthalle, Schwimmbad, Schule etc. kann so 
vor Ort über die verschiedenen Vorhaben in 
der Kommune informiert werden. Auch 
Infostände auf speziellen Veranstaltungen oder 
beliebten Märkten haben sich als Infor-
mationsmedium bewährt. Dagegen sind nach 
den Erfahrungen in den einiger Modell-
kommunen Wochenmärkte in der Regel keine 
geeigneten Orte für die Information zum 
Bürgerhaushalt, da den Besuchern oft die 
nötige Zeit und Muße fehlt. 
 
5.3.2 Befragungen 

Die Befragung der Bürger/-innen kann durch 
vier verschiedene Arten erfolgen: 1. persön-
liche Befragung, 2. telefonische Befragung, 
3. schriftliche Befragung sowie 4. eine Befra-

gung übers Internet. Mündliche und telefo-
nische Befragungen haben in der Regel einen 
hohen Rücklauf, sind aber teuer und aufwändig 
in der Durchführung. Die schriftliche Befragung 
ist vergleichsweise kostengünstiger. Eine Ver-
teilung der Fragebögen garantiert aber kein 
Repräsentativität und der Rücklauf ist oft 
gering. Am kostengünstigsten ist die Befragung 
übers Internet, verlangt aber dann ent-
sprechendes Know-how und technische 

Infrastruktur. Auch hier ist die Repräsentativität 
nicht gegeben.  
 
Grundsätzlich sollte keine allgemeine Bürger-
befragung durchgeführt werden. Alle Fragen 
sollten einen Bezug zur Haushaltsplanung 
haben und die Fragebogen sollten kurz und 
übersichtlich gestaltet werden. Wichtig ist auch 
im Vorfeld des Verfahrens die Bedeutung 
einzelner Themen (Bildung, Verkehr, Umwelt, 
Sport etc. ) zu ermitteln und konkret in den 
Fragebogen aufzunehmen.  
 
In der Regel entscheiden Verwaltung und 
Politik welche Projekte des Vermögens-
haushaltes, welche Leistungen der Verwaltung 
und/oder welche kommunalen Einrichtungen 
dargestellt und abgefragt werden. Es ist aber 
durchaus denkbar, dass Lokale-Agenda 21-
Gruppen oder Gruppen des Bürgerenga-
gements diese Aufgabe übernehmen bzw. 
dabei unterstützend mitwirken. Die Themen-
felder sollten – soweit es Sinn macht – mit 
Budgetdaten und Kennzahlen verknüpft wer-
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Tipp: Die unmittelbar beteiligten Bürger/-
innen sind wertvoller Bestandteil des 
Bürgerhaushalts und sollten entsprechend 
individuelle Resonanz von Politik und/oder 
Verwaltung erhalten. 

den. Eine Frage oder ein Fragenkomplex kann 
auf die Prioritäten zukünftiger Maßnahmen des 
kommunalen Haushalts (Investitionsplanung) 
eingehen.  
Mit einer offenen Frage kann den Bürgerinnen 
und Bürgern die Möglichkeit gegeben werden, 
eigene Ideen und Vorschläge einzubringen und 
ggf. alternative Finanzierungsmöglichkeiten 
darzustellen. Offene Fragen sollten jedoch auf 
ein Mindestmaß beschränkt werden, da die 
Auswertung dieser Fragen viel Zeit in Anspruch 
nimmt. Am Ende des Fragebogens sollte zum 
Schluss abgefragt werden, welche Themen 
schwerpunktmäßig im nächsten Bürgerhaus-
halt behandelt werden sollten. Hier können 
Themenblöcke zum Ankreuzen vorgegeben 
werden. Es empfiehlt sich, die Antwortmög-
lichkeiten auf zwei oder drei Themen zu be-
grenzen. 
 
Die Bürgerinnen und Bürger werden gezielt 
ausgewählt, angeschrieben und befragt, ent-
weder per Zufallsprinzip (Auswahl einer Stich-
probe aus dem Einwohnermelderegister) oder 
zielgruppenorientiert (zum Beispiel Auswahl 
von Jugendlichen oder Senioren, Bürgerinnen 
und Bürger eines Stadtteils, die von einer 
bestimmten Maßnahme konkret betroffen sind, 
etc.). Diese Art der Befragung bringt – empi-
risch gesehen – die objektivsten Ergebnisse. 
Verfälschungen durch ungleichmäßige Daten-
rückläufe, wie zum Beispiel das kollektive 
Ausfüllen von Fragebögen durch Vereine etc., 
können so vermieden werden. 
 
Die Auswertung muss zeitnah erfolgen – auch 
hierbei können Fachleute hilfreich sein (Kosten 
und Aufwand sind jedoch zu beachten). Sie 
sollte grafische Darstellungen und Tabellen 
beinhalten, kurz und prägnant sein und wenig 
Text enthalten. Die Zusammenfassung sollte in 
neutraler Form erfolgen, ohne eine Verwal-
tungsempfehlung für den Rat. Nach der Aus-
wertung werden die Ergebnisse und An-
regungen in den Ausschüssen und im Rat be-
handelt und in der örtlichen Presse, im 
Amtsblatt und im Internet veröffentlicht. 
Außerdem ist es sinnvoll, die Ergebnisse für 
das Folgejahr in der nächsten Bürgerhaus-
haltsbroschüre aufzugreifen 

Eine Befragung der Bürgerinnen und Bürger 
könnte auch durch Interviews erfolgen. Möglich 
sind telefonische Befragungen oder persön-
liche Befragungen via Internet. Auch eine 
persönliche Befragung und Ansprache von 
Bürgerinnen und Bürgern an einem separaten 
Stand auf öffentlichen Plätzen, im Rathaus 
oder zuhause ist denkbar. Wichtig dabei ist, 
dass die Interviewer ausreichend geschult sind 
und gute Kenntnisse zum Themenbereich 
aufweisen. Die Durchführung durch ein ex-
ternes Institut oder ein Beratungsunternehmen 
ist hierbei unerlässlich. Dadurch wird diese 
Methode aufwändig und teuer. Sie ist deshalb 
nur eingeschränkt zu empfehlen. Praktische 
Erfahrungen im Rahmen des Bürgerhaushalts 
liegen aber hierzu bis jetzt noch nicht vor. 
 
Nach der Auswertung der Umfrage sollten die 
Ergebnisse der Befragung im Rat und in den 
Ausschüssen erörtert werden. Die Bürger-
schaft wird in der Tagespresse, im Amtsblatt 
und im Internet informiert. Die Ergebnisse 
sollten auch in der nächsten Bürgerhaus-
haltsbroschüre wieder aufgegriffen werden.  
 
5.3.3 Öffentlichkeitsarbeit 

Für den Erfolg eines Bürgerhaushalts ist auf 
alle Fälle eine interessante und breit angelegte  
Öffentlichkeitsarbeit notwendig. Damit sollte ca. 
4-6 Wochen vor der ersten Aktion bzw. Ver-
anstaltung begonnen werden. Die geplanten 
Veranstaltungen sollten als Interessensmagnet 
hervorgehoben werden. Hinweise auf den 
Ablauf der Veranstaltung und ggf. auf das 
Rahmenprogramm sollten dabei nicht fehlen. 
Unbedingt notwendig ist auch die Einbindung 
der Pressevertreter in das Thema, um eine 
redaktionelle Berichterstattung sicherzustellen. 
Pressekonferenzen und Presseinformationen 
sowie das Schalten von Anzeigen in den 
örtlichen Medien sind hierbei sehr hilfreich.  
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Auch verwaltungsintern muss eine Art 
Marketing für den Bürgerhaushalt betrieben 
werden. Workshops oder spezielle Informa-
tionsveranstaltungen vor Beginn der Veranstal-
tungen sind geeignete Maßnahmen hierzu.  
 
 

5.4 Rechenschaft 
 
Für den Gemeinderat und die Verwaltung sollte 
es selbstverständlich sein über ihre Ent-
scheidungen zum Bürgerhaushalt Auskunft zu 
geben und damit für ihr Handeln Verant-
wortung zu übernehmen. Erst wenn die 
Bürgerschaft genau nachvollziehen kann, 
welche Haushaltsentscheidungen erfolgt sind 
und warum, wird sichergestellt, dass der 
Bürgerhaushalt auch zukünftig von den 
Bürger/-innen akzeptiert wird.  
 
Wie schon erwähnt bildet die Rechen-
schaftslegung bereits den nahtlosen Übergang 
zu einem neuen Bürgerhaushalt. Damit wird 
den Kommunen ihren Bürger/-innen das Er-
reichen der gesteckten Ziele regelmäßig aus-
einander zu legen.   
 
Neben der Rechenschaftslegung für alle 
Bürger/-innen der Kommune sollten die 
Personen, die sich am Bürgerhaushalt konkret 
und unmittelbar beteiligten, weiter gehende 
Informationen erhalten. Am besten notiert man 
während den Veranstaltungen Name und 
Adresse der Teilnehmer, um ihnen nach der 

Veranstaltung eine persönliche Rückmeldung 
zu kommen zu lassen.   
 
Ein wichtiger Ort für die Präsentation des 
Rechenschaftsberichts sind die öffentlichen 
Gemeinderatssitzungen. Einerseits weil das 
Gremium, das den Bürgerhaushalt beschlos-
sen hat auch Rechenschaft darüber ablegen 
sollte, andererseits weil das formalisierte 
Verfahren einer Gemeinderatssitzung eine 
Einladung aller Bürger/-innen und die An-
wesenheit von Gemeinderäten und Verwal-
tungsführung sicherstellt. Empfehlenswert ist 
auch eine ausführliche Veröffentlichung im 
amtlichen Mitteilungsblatt.  
Eine weitere Möglichkeit für die öffentliche 
Rechenschaftslegung ist eine eigene Ver-
anstaltung hierfür durchzuführen. Die Ver-
waltungsführung würde dann über den 
Umgang mit den Anregungen berichten und die 
Gründe für eine Ablehnung oder Nicht-
umsetzung erläutern. Eine zusätzliche Veran-
staltung ist für alle Beteiligten jedoch sehr 
zeitintensiv.  
 
Der Rechenschaftsbericht sollte auch über das 
Internet zugänglich gemacht werden, am 
besten als herunter ladbare Dateien. Hier sollte 
darauf geachtet werden. Ein Forum oder 
Gästebuch bietet die Gelegenheit Meinungen 
und Anregungen der Bürger/-innen zu 
veröffentlichen.  
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6. Erfahrungen und Beispiele zum Bürgerhaushalt: 
 

Interview mit Gerhard Dietz, Oberbürgermeister von Rheinstetten 
 
 

 

Gerhard Dietz, Oberbürgermeister der großen Kreisstadt Rheinstetten, hat zunächst in Mönchweiler 
(1999) und anschließend in Rheinstetten (2000 bis heute) den Bürgerhaushalt entwickelt und um-
gesetzt. Damit hat er eine bundesweit wahrgenommene Pionierarbeit geleistet. Als „Mann der ersten 
Stunde“ ist er einer der treibenden Kräfte für den Bürgerhaushalt. 
 
 
 
Herr Oberbürgermeister, 
Sie sind das Stadtoberhaupt in Baden-
Württemberg mit den längsten Erfahrungen 
in Sachen Bürgerhaushalt. 

 
• Was wurde bisher erreicht ? Wie 

würden  Sie den momentanen Dis-
kussionsstand in Deutschland und 
Baden-Württemberg umschreiben ?  

 
„…Im Bürgerhaushalt geht es um die 
Konsultation der Bürgerinnen und Bürger vor 
Ratsbeschluss zum Haushalt. Daraus leitet 
sich ein Bündel von Maßnahmen und Akti-
vitäten ab. Außerhalb Deutschlands ist vor 
allem Porto Alegre und Neuseeland (z. B. 
Christchurch) bekannt für solche Verfahren. 
Nachdem wir das Thema 1998/1999 erstmals 
in Deutschland aufgegriffen haben, ist doch 
einiges passiert.  
 
In einigen Bundesländern gab es örtliche 
Initiativen und in Nordrhein-Westfalen wurde 
durch das Land mit der Bertelsmann-Stiftung 
ein Modell-Projekt gerade abgeschlossen, in 
dem sechs Städte beteiligt waren. Soweit ich 
es für das Bundesgebiet überblicken kann, tut 
sich überall etwas – von einer Massen-
bewegung kann man allerdings nicht sprechen. 
Dies gilt, wie wir wissen, auch leider für andere 
Themen (z. B. Lokale Agenda 21, Menschen-
rechtsfragen usw.). Für Baden-Württemberg 
stehen wir nach einigen Informationsver-
anstaltungen, unter anderem durch die LfU/das 
Agenda-Büro und anderer Träger sowie 
aufgrund  von   Vorträgen, die wir halten konn- 
 

ten, an einem Punkt, der uns im Rahmen einer 
Arbeitsgruppe weiterbringen kann. Wir werden 
gerne mitarbeiten, um das Thema mit 
interessierten Städten und Gemeinden ge-
meinsam fortzuentwickeln.“  
 

 Was waren bisher die wichtigsten 
Erfahrungen, die Sie in zwei Kom-
munen, nämlich in Mönchweiler und 
Rheinstetten, bei der Einführung 
eines Bürgerhaushaltes gemacht 
haben ? 

 
„ …Es ist wichtig, den Gemeinderat und die 
Amtsleiter (insbesondere das Kämmereiamt 
und das Hauptamt) zu überzeugen, dass es 
sich für alle lohnt, wenn Bürgerinnen und 
Bürger dauerhaft und nachhaltig zu Haushalts- 
und Finanzfragen konsultiert werden. Hilfreich 
ist weiterhin, wenn es gelingt, dass die Presse 
engagiert und sachlich über das Thema 
berichtet. Hier spielen natürlich örtliche Situ-
ationen eine differenzierte Rolle. Eine weitere 
Erfahrung ist, dass sich sehr wohl Menschen 
finden, die sich mit Haushalts- und Fi-
nanzfragen  befassen wollen.“ 
 

 Was sind die „Stolpersteine“, auf die 
man besonders achten muss ? 

 
„… Hier gibt es keine allgemein gültige Patent-
Antwort – gleichwohl: Ein „Stolperstein“ kann 
sein, wenn Fronten entstehen. Der 
Bürgerhaushalt ist auf Konsens angelegt. 
Wichtigstes Mittel ist neben der Konsultation 
und der Rechenschaft vor allen Dingen die  
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Transparenz. Wenn es allgemein transparent 
bleibt,  dann   kann   im  Gemeinderat aufgrund  
klarer Zusammenhänge diskutiert und ent-
schieden werden.“  
 

 Wie soll man anfangen: Was würden 
Sie einer Gemeinde als erste und 
unverzichtbare Schritte empfehlen ? 

 
„…Für jedes Thema braucht es zunächst einige 
Personen mit Engagement und langem Atem. 
Jemand muss die Koordinierungsrolle 
übernehmen und das Thema federführend be-
gleiten. Gut geeignet ist in Baden-Württemberg 
das Amt des Bürgermeisters/der Bürger-
meisterin. Wenn auf Amtsleiterebene Personen 
mitziehen  - umso besser. Den Segen des Ge-
meinderates sollte man schon haben. An-
sonsten gilt wie immer bei neuen Themen: 
Material und Stoffsammlung. Beim Bür-
gerhaushalt braucht keiner das Rad alleine und 
neu erfinden. Die Bertelsmann-Stiftung, die 
KGSt und die Hans-Böckler-Stiftung sowie die 
bekannten Bürgerhaushalts-Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen oder z. B. unsere Stadt 
sind gerne mit Rat und Tat dabei und bereit, 
Erkenntnisse und Material zur Verfügung zu 
stellen.“ 
 

 Welche konkreten Maßnahmen oder 
Bausteine haben sich besonders zur 
Beteiligung der BürgerInnen be-
währt ? 

 
„… Die Bürgerbeteiligung verläuft nach meinen 
Erkenntnissen höchst unterschiedlich. Hier hat 
jede Kommune Besonderheiten. Während 
Kollegen mit Fragebögen beste Erfahrungen 
machen konnten, berichten uns andere von 
Erfolgen mit den klassischen Veranstaltungen. 
Bei uns war gerade die klassische Vor-
tragsveranstaltung und ein Stand auf dem 
Wochenmarkt äußerst erfolgreich. Unser Rat 
ist schlicht: Aufgrund gesammelter Erfahrungen 
aus der BE-Bewegung, den Aktivitäten in dem 
Bereich der Lokalen Agenda und der 
Bürgerhaushalts-Arbeit kann man für die 
eigene Kommune mit einem Mix an Material 
und Beteiligungsbausteinen testen, was 
ankommt und was nicht.“ 

• Welche Möglichkeiten sehen Sie, die 
Motivation und Akzeptanz des Bür-
gerhaushalts bei allen Beteiligten zu 
erhöhen ? 

 
„…Ziel ist hier sicher, herauszuarbeiten, dass 
alle Verfahrensbeteiligten, ob Bürgerinnen und 
Bürger, ob Verwaltung, Rat oder die Politik 
einen Nutzen aus der gemeinsam getragenen 
Aktion ziehen können. Wichtig ist auch ein 
verlässlicher Zeitplan mit Langzeitperspek-
tiven.“  
 

• Wie vermeidet man, dass der 
Bürgerhaushalt nur durch ein 
„Wunschzetteldenken“ der verschie-
denen Interessenvertreter bestimmt 
wird ? 

 
„…Ob „Wunschzetteldenken“ garantiert vermie-
den werden kann ist fraglich – gleichwohl habe 
ich diesbezüglich keine negativen Erfahrungen 
gemacht. Aufgrund des transparenten Ver-
fahrens gab es bei uns in der Praxis keine 
Probleme.“  
 

• Ist ein Bürgerhaushalt sinnvoll bei 
den engen finanziellen Spielräumen, 
die eine Kommune hat ? 

 
„… Das ist eine Grundsatzfrage. Wer sich im 
Rahmen der Lokalen Agenda 21 engagiert, wer 
mehr Bürgerengagement, Bürgerbeteiligung 
und Bürgermitwirkung wünscht, der kommt 
meines Erachtens am Thema Bürgerhaushalt 
nicht vorbei. Dabei spielt es keine Rolle, ob die 
Kassen voll oder leer sind. In der Finanzpolitik 
geht es so oder so um die Frage, wie das Geld 
sinnvoll eingenommen und vor allen Dingen 
sinnvoll ausgegeben wird. Auch in Zeiten enger 
Spielräume kann man sich streiten, ob alle 
Ausgaben notwendig sind, oder ob nicht noch 
manche Einnahmen möglich gemacht werden 
können. Hier den richtigen Ausgleich zwischen 
Einnahmen und Ausgaben zu finden, die 
Verschuldung und den Vermögensbestand im 
Blick zu haben - allemal ein spannendes 
Thema. In Zeiten voller Kassen Politik zu 
betreiben kann wahrscheinlich jeder.“  
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• Was sagen Sie einem (Ober-)Bür-
germeisterkollegen auf die Frage: 
Warum soll ich denn bei mir einen 
Bürgerhaushalt einführen ? 

 
„… Wir haben zukünftig nur eine Chance in 
unseren Kommunen, wenn wir wieder 
Menschen für „ihre“ Stadt begeistern können. 
Ein vom Volk gewähltes Stadtoberhaupt hat ein 
vitales Interesse mit seiner Verwaltung und 
seinem Gemeinderat gut und vertrauensvoll 
zusammenzuarbeiten. Darüber hinaus gilt es 
die Stadtpolitik an den Interessen der 
Bevölkerung auszurichten und gemeinsame 
Ziele für die Stadtentwicklung zu erarbeiten. 
Ein Bürgerhaushaltsverfahren ist letztlich eine 
Möglichkeit,  vorhandene Instrumente um ein 
weiteres zu ergänzen. Jeder muss selbst 
immer wieder abwägen, ob er überhaupt und 
wenn ja, welchen Weg der Bürgerbeteiligung er 
gehen möchte. Ich sehe zur Zeit im Bür-
gerhaushaltsverfahren mehr Chancen…wir 
werden deshalb auch 2005/2006 ein solches 
Verfahren durchführen…“ 
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7 Adressen, die mit weiteren Informationen zum Thema Bürger-  
und  Beteiligungshaushalt helfen können (Stand Aug. 2005) 

 
 
7.1 Einrichtungen 
 

Bertelsmann Stiftung 
Carl-Bertelsmann-Str. 256 
33311 Gütersloh 
Tel. 05241/81 0 
Fax: 05241/16 81 50 2 
Ansprechpartner: Herr Oliver Haubner 
E-Mail:oliver.haubner@bertelsmann.de 
Internet: www.bertelsmann-stiftung.de 
 

Hans Böckler Stiftung 
Hans-Böckler-Straße 39 
40476 Düsseldorf 
Tel. 0211/77 78 0 
Fax: 0211/77 78 12 0 
Ansprechpartner:  
Herr Dr. Karsten Schneider 
E-Mail: karsten-schneider@boeckler.de  
Internet: www.boeckler.de 
 

Kommunale Gemeinschaftsstelle KGSt 
Lindenallee 13 -17 
50968 Köln 
Tel. 02 21/37 68 90  
Fax: 02 21/37 68 95 9  
E-Mail: kgst@kgst.de 
Internet: www.kgst.de 
 

Servicestelle Kommunen in der Einen 
Welt 

Tulpenfeld 6 
53113 Bonn 
Tel. 0228/24 34 63 0 
Fax: 0228/24 34 63 5 
E-Mail: info@service-eine-welt.de 
Internet: www.service-eine-welt.de 

 
 
Bundeszentrale für politische Bildung 
Postfach 1369 
53003 Bonn 
Ansprechpartner: Milena Mushak 
Adenauerallee 86 
53113 Bonn 
Tel.  01888/51 55 18 
Fax:  01888/51 51 13 
E-Mail: mushak@bpb.de 
Internet: www.bpb.de 

 

 
7.2  Kommunen, die schon einen 

Bürger- und Beteiligungs-
haushalt durchgeführt haben: 

 
Arnsberg 

Kurt-Schumacher-Straße 50b 
59759 Arnsberg 
Ansprechpartner: Ursula Cordes,  
Fachdienst Immobilienbewirtschaftung 
Tel.  02932/20 11 60 1 
Fax:  02932/20 11 85 8 
E-Mail:  U.Cordes@arnsberg.de 

 
Castrop-Rauxel 

Europaplatz 1 
445475 Castrop-Rauxel 
Ansprechpartner: Nils Kruse, Bgm 
Tel.  02304/10 62 10 0 
Fax:  02304/10 62 20 4 
E-Mail: buergermeister@castrop-   

rauxel.de 
 

Emmendingen 
Landvogtei 10 
79301 Emmendingen 
Ansprechpartner:  
Anja Strub, Stadtplanungs- und 
Hochbauamt -Umwelt-,  
Christian Kessel, Umweltbeauftragter  
Tel.  07641/45 23 81;  
Tel.  07641/45 23 80 
Fax: 07641/45 21 95 
E-Mail:  C.Kessel@emmendingen.de 
Internet: www.emmendingen.de  
 

Emsdetten 
Am Markt 1 
48282 Emsdetten 
Ansprechpartner: Georg Moenikes, 
Bürgermeister 
Tel.  02572/92 21 14 
Fax:  02572/92 21 99 
E-Mail:  moenikes@emsdetten.de 
Internet: www.emsdetten.de 
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Esslingen 
Rathausplatz 2 
73728 Esslingen am Neckar 
Ansprechpartner: Simone Knoll, 
Persönliche Referentin des OB 
Tel.  0711/35 12 24 90  
Fax:  0711/35 11 31 81 
E-Mail:  simone.Knoll@esslingen.de 
Internet: www.haushalt.esslingen.de 
 
 

Groß-Umstadt 
Markt 1 
64823 Groß-Umstadt 
Ansprechpartner: Herbert Schösser, 
Leiter des Fachbereichs Finanzen 
Tel.  06078/78 12 31  
Fax:  06078/78 12 26 
E-Mail: h.schoesser@grossumstadt.de      
Internet: www.gross-umstadt.de 
 
 

Hamm 
Theodor-Heuss-Platz 16 
59065 Hamm 
Ansprechpartner: Hunsteger-Petermann, 
Oberbürgermeister 
Tel.  02381/17 30 01 
Fax:  02381/17 29 9 
E-Mail: info@stadt.hamm.de 
Internet: www.hamm.de 
 
 

Hilden 
Am Rathaus 1 
40721 Hilden 
Ansprechpartner: Gunter Scheib, 
Bürgermeister 
Tel.  02103/72 10 0 
Fax:  02103/72 60 0  
Internet: www.hilden.de www.hilden.de 
 
 

Monheim am Rhein 
Rathausplatz 2 
40789 Monheim 
Ansprechpartner: Dr. Thomas 
Dünchheim, Bürgermeister 
Tel.  02173/95 10 01 
Fax: 02173/95 10 19 
E-Mail: buergermeister@monheim.de 
Internet: www.monheim.de 
 
 

 

Neustadt an der Weinstraße 
Marktplatz 1 
67433 Neustadt a.d.W. 
Ansprechpartner: Andreas Günther,  
Leiter der Hauptabteilung und 
Pressesprecher 
Tel.   06321/85 52 99 
Fax:  06321/85 52 68 
E-Mail:  andreas.guenther@stadtnw.de 
Internet:www.neustadt-weinstrasse.de  

 
Nürtingen 

Marktstraße 7 
72622 Nürtingen 
Ansprechpartner: Hannes Wezel,  
Geschäftsstelle für Bürgerengagement, 
Bürgertreff,  
Tel.   07022/75 36 6 
Fax:  07022/75 58 7 
E-Mail: buergertreff@nuertingen.de 
Internet: www.nuertingen.de 

 
Passau 

Rathausplatz 2-3 
94032 Passau 
Ansprechpartner: Christa Tausch,  
Büro des Oberbürgermeisters 
Tel.   0851/39 62 88 
Fax:  0851/39 64 38 
E-Mail: christa.tausch.de      
Internet: www.passau.de 
     

Pleidelsheim 
74383 Pleidelsheim  
Marbacherstraße 5 
Ansprechpartner: Ralf Trettner, 
Bürgermeister;  
Tel. 07144/16 40  
Fax:  07144/16 42 6 
E-Mail: rathaus@pleidelsheim.de 
Internet: www.pleidelsheim.de 
 

Rheinstetten 
Rappenwörthstraße 49 
76287 Rheinstetten 
Ansprechpartner: Gerhard Dietz, 
Oberbürgermeister 
Tel.   07242/95 14 0 
Fax:  07242/95 14 11 6 
E-Mail: gerhard.dietz@rheinstetten.de 
Internet: www.rheinstetten.de 
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Staufenberg 
Tarjanplatz 1 
35460 Staufenberg 
Ansprechpartner: Horst Münch, 
Bürgermeister 
Tel.   06408/80 95 1 
Fax:  06408/80 95 5 
E-Mail:  info@staufenberg.de  
 
 
 
 
 
 
 
 

Vlotho 
Lange Straße 60 
32602 Vlotho 
Ansprechpartner: Bernd Stute, 
Bürgermeister 
Tel.  05733/92 41 33 
Fax:  05733/92 42 00 
E-Mail: b.stute@vlotho.de 
Internet: www.vlotho.de 
 
 
 
www.vlotho.de 
 
 

  
7.3 Internetadressen 

 (Internetadressen, die bei den Adressen 
noch nicht angegeben wurden) 

 
www.buergerhaushalt.de  
(Projekt „Kommunaler Bürgerhaushalt in 
Nordrhein-Westfalen) 
 
buergerhaushalt.hpg.ig.com.br/de/framebag.htm 
(Bürgerhaushalt von Porto Alegre des Goetheinstituts 
mit umfassender Linkliste zum Beteiligungshaushalt) 
 
ccc.govt.nz (Homepage von Christchurch) 
 
kommunen-der-zukunft.de (abgeschlossenes 
Projekt der Bertelsmann-Stiftung u.a.) 
 
portoalegre.rs.gov.br (Homepage von Porto 
Alegre) 
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8 Literatur und Materialien 
(Bezugsadressen siehe bei 
„Einrichtungen auf Seite 30) 

 

8.1 Leitfäden 
 

Bertelsmann-Stiftung, Hans-Böckler-
Stiftung, KGSt Kommunale Gemeinschafts-
stelle (Hrsg.) 
Der Bürgerhaushalt – Ein Handbuch für die 
Praxis.  
(vergriffen: Internet: http://www.kommunen-der-
zukunft.de/download/transferprodukte/01/01.pdf) 
 
Bertelmann-Stiftung, Innenministerium von 
Nordrhein-Westfalen  
Kommunaler Bürgerhaushalt - Ein Leitfaden für 
die Praxis, 2004  
(Bezug kostenlos) 
 
Bundeszentrale für politische Bildung 
(gemeinsam mit 5 politischen Stiftungen) 
Bürgerhaushalt in Großstädten 
Arbeitsmaterialien für die Umsetzung 
Bonn 2005 
(Bezug kostenlos) 
 
 
 
8.2 Weitere Materialien 
 
Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR e.V., 
DGB Bildungswerk, Servicestelle 
Kommunen in der Einen Welt/InWent 
gGmbH (Hrsg.) 
Vom Süden lernen, Porto Alegres Beteiligungs-
haushalt wird zum Modell für direkte Demo-
kratie 
 
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt / 
InWent 
Erstes bundesweites Netzwerktreffen „Bürger- 
und Beteiligungshaushalt“ 
Dokumentation vom 29. 9. 2003 
Bonn 2004 
Material-Reihe der Servicestelle Nr. 7 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt / 
InWent 
Zweites bundesweites Netzwerktreffen „Bürger- 
und Beteiligungshaushalt“ 
Dokumentation vom 12. 10. 2004 
Bonn 2005 
Material-Reihe der Servicestelle Nr. 14 

 
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt / 
InWent 
Bürgerhaushalt – Umsetzungsmöglichkeiten 
und Erfahrungen 
Beispiel Schlesweg-Holstein 
Bonn 2005 
Material-Reihe der Servicestelle Nr. 17 
(Bezug jeweils kostenlos) 

 
Petra-Kelly-Stiftung 
“Bürgerhaushalt” in Deutschland, Neue Spar-
strategie oder echte Bürgerbeteiligung? 
Dokumentation der Tagung am 27. März 2004 
in Nürnberg  
(Internet:http://www.petra-kelly-stiftung.de/ 
sites/pdf-doku/Doku-Buergerhaushalt.pdf 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 




